
 

Organization for Security 
and Co-operation in Europe

Neue Entspannungspolitik,
JETZT! Détente NOW!

Политика разрядки, НЕМЕДЛЕННО!

Organization for Security 
and Co-operation in Europe

Unter US-Demokraten beginnt zur Zeit eine Debatte über 
die grundlegende Korrektur der US-Nuklear politik. »The Hill« 
stellte Fragen an die Kandidaten der Demokraten (»Wir müs-
sen wissen, wo die Kandidaten der Demokraten in der Frage 
der Nuklearwaffen stehen«). In der Juni/Juli-Ausgabe 2019 
veröffentlichte das unter »progressiven« Demokraten oft 
gelesene Monatsmagazin »The Progressive« schwerpunkt-
mäßig kritische Beiträge zur Atomwaffenpolitik der USA. Wir 
danken dem Herausgeber Bill Lueders und dem Autoren für 
die Genehmigung den Beitrag »Verbietet die Bombe – bevor 
es zu spät ist« im Original und als deutsche Übersetzung zu 
veröffentlichen. 

Der Autor Ira Helfand war Präsident der Ärzte für soziale 
Verantwortung (PSR) und Co-Präsident der Internationalen 
Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges (IPPNW) der USA).)

»Wir sind dem Atomkrieg näher als je zuvor.«
Dies ist die Einschätzung von William Perry, der unter Präsi-
dent Bill Clinton als Verteidigungsminister fungierte. Er sag-
te zu Beginn der Trump-Administration vor einem Publikum 
in Washington DC: »Die Wahrscheinlichkeit einer nuklearen 
Katastrophe ist heute größer als während des Kalten Krieges 
… Heute stellen wir aus unerklärlichen Gründen die geo-
politische Feindseligkeit des Kalten Krieges wieder her und 
bauen die nuklearen Gefahren des Kalten Krieges wieder 
auf. Wir tun dies, ohne eine ernsthafte öffentliche Diskussi-
onen zu führen oder die Konsequenzen dieser Handlungen 
wirklich zu verstehen: Wir treten schlafwandelnd in einen 
neuen Kalten Krieg ein mit der sehr realen Gefahr, in einen 
Atomkrieg hineinzuschliddern.«
 Perry bekräftigte diese Kritik kürzlich erneut in einem 
Artikel im Wall Street Journal, den er gemeinsam mit dem 
ehemaligen US-Außenminister George Shultz und dem ehe-
maligen US-Senator Sam Nunn, der den Vorsitz des Armed 
Services Committee innehatte, verfasst hatte. Das Autoren-
Trio warnte davor, dass die Welt »bald in einer nuklearen 
Sackgasse stecken könnte, die gefährlicher, desorientieren-
der und kostspieliger ist als der Kalte Krieg.« Sie riefen dazu 
auf, die durch Präsident Trumps »unsinnige Russlandpolitik« 
aufgebauten Spannungen zu deeskalieren, indem beide 
Seiten den Rahmen für strategische Stabilität aufbauen und 
sich auf eine gemeinsame Erklärung einigen, die die Sinnlo-
sigkeit des Atomkriegs bekräftigt.

Diese Sorge wird von 
den Experten geteilt, 
die für das Bulletin of 
the Atomic Scientists im Januar 2018 die »Weltuntergangs-
uhr« (›Doomsday Clock‹) auf zwei Minuten vor Mitternacht 
stellten und diese Entscheidung im Januar dieses Jahres er-
neut bestätigten.

»Die Menschheit ist jetzt zwei gleichzeitigen existenziellen 
Bedrohungen ausgesetzt, von denen jede Anlass zu äußers-
ter Besorgnis und sofortigem Handeln ist«, erklärte die Ex-
pertengruppe. »Diese großen Bedrohungen – Atomwaffen 
und Klimawandel – wurden im vergangenen Jahr durch 
einen Informationskrieg zur Untergrabung der Demokratie 
auf der ganzen Welt ergänzt, wodurch die Bedrohung für die 
Zukunft der Zivilisation außerordentlich gewachsen ist.«

Diese Gefahr hat im vergangenen Jahr weiter zugenommen, 
durch die Entscheidung von Präsident Trump, das iranische 
Atomabkommen einseitig aufzugeben, sich aus dem INF-
Vertrag zum Verbot von landgestützten Mittelstreckenrake-
ten zurückzuziehen, sowie durch seinen Beschluss, mit dem 
Programm zur umfassenden »nuklearen Modernisierung« 
zum Wettrüsten mit den anderen Atom waffenstaaten bei-
zutragen.
 Trotz dieser alarmierenden Entwicklungen ist die unmit-
telbare Gefahr eines Atomkrieges auf dem Radar der meis-
ten Menschen kaum zu spüren. In den frühen 1980er-Jahren 
war der Öffentlichkeit die Gefahr eines Atomkrieges viel 
bewusster, als einer Umfrage zufolge 76 Prozent der Ame-
rikaner einen Atomkrieg innerhalb weniger Jahre für »wahr-
scheinlich« hielten. Millionen von Menschen beteiligten 
sich an politischen Aktionen, um das Wettrüsten des Kalten 
Krieges zu stoppen, z.B. am 12. Juni 1982 mit Teilnahme an 
der Kundgebung in New York City, die mit einer Million Men-
schen zur damals größten politischen Demonstration in der 
Geschichte der USA wurde. Mit dem Ende des Kalten Krie-
ges begannen die Menschen zu glauben und zu handeln, als 
wäre die Gefahr durch Atomwaffen vorüber. 
 Aber diese Gefahr ist nie verschwunden. Tausende von 
nuklearen Sprengköpfen bleiben erhalten, und mit ihnen 
die Gefahr, dass sie »versehentlich« eingesetzt werden. Im 
Januar 1995 starteten die USA eine Wetterrakete aus Norwe-
gen, die in Moskau einen Fehlalarm auslöste. Wir standen für 
wenige Minuten vor einem vollständigen Atomkrieg – vier 
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Heidi Wieczorek-Zeul: Deutschland muss 
mitmachen beim Atomwaffenverbot
In einem Gastbeitrag für die Frankfurter Rundschau for-
derte Heidemarie Wieczorek-Zeul, Vorsitzende des Wil-
ly-Brandt-Kreises und von 1998 bis 2009 Ministerin für 
Entwicklung, Deutschland solle endlich dem Atomwaffen-
verbotsvertrag der UNO beitreten. Deutschland weigert 
sich, dem von vielen Staaten unterstützten Vertrag beizu-
treten. Das muss sich ändern. Denn ein neues Wettrüsten 
droht …“
Quelle: http://neue-entspannungspolitik.berlin/heidi-wieczorek-zeul-
deutschland-muss-mitmachen-beim-atomwaffenverbot/ 

Kommission der Deutschen Bischofskonferenz 
für Atomwaffenverbot
Im Juni 2019 hat die Deutsche Kommission Justitia et Pax 
der Deutschen Bischofskonferenz eine Erklärung veröf-
fentlicht, in der eine weltweite Ächtung von Atomwaffen 
gefordert wird. Vor dem Hintergrund der internationa-
len Erfahrung mit Atomwaffen das Für und Wider müsse 
man feststellen: Vor dem Hintergrund der katholischen 
Friedenslehre und der Haltung der Katholischen Kirche 
zu Atomwaffen sei weder der Besitz noch gar der Einsatz 
von Atomwaffen ethisch oder politisch zu rechtfertigen. 
Die Kommission will mit ihrer Erklärung Initiativen Unter-
stützung geben, die sich für eine vollumfängliche Äch-
tung von Atomwaffen stark machen. Eine solche Ächtung, 
so heißt es in der Erklärung weiter, sei der erste wichtige 
Schritt für eine nukleare Abrüstung.
Quelle: https://www.justitia-et-pax.de/jp/aktuelles/20190618_pm_atomwaffen.php

Rheinland-Pfalz fordert Beitritt Deutschlands 
zum UN-Atomwaffenverbot
Auf Antrag der Fraktionen von SPD, FDP und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN hat der Landtag von Rheinland-Pfalz am 22. 
August 2019 in einem Beschluss „Atomwaffenverbot statt 
einem neuen atomaren Wettrüsten“ die Landesregie-
rung aufgefordert, sich auf Bundesebene für den Beitritt 
Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbot einzusetzen.
Quelle: http://neue-entspannungspolitik.berlin/rheinland-pfalz-
fordert-beitritt-deutschlands-zum-un-atomwaffenverbot/

Das Berliner Abgeordnetenhaus 
hat am 9. Mai 2019 beschlossen, den Berliner Senat auf-
zufordern, sich auf Bundesebene für eine deutsche Un-
terzeichnung und Ratifizierung des UN-Vertrages über 
das Verbot von Atomwaffen einzusetzen sowie den ICAN-
Städteappell zu unterzeichnen.
Quelle: http://neue-entspannungspolitik.berlin/berlin-fuer-atomwaffenverbot/Stadt 

Stadt Köln fordert Beitritt 
zum Atomwaffenverbot
Neben Mainz, Wiesbaden und Marburg fordert auch die 
Stadt Köln den Beitritt Deutschlands zum Atomwaffenver-
botsvertrag der Vereinten Nationen. Am 05.03.2019 unter-
zeichnete Oberbürgermeisterin Reker den Appell an die 
Bundesregierung: „Unsere Stadt ist zutiefst besorgt über 
die immense Bedrohung, die Atomwaffen für Städte und 
Gemeinden auf der ganzen Welt darstellen...Daher begrü-
ßen wir den von den Vereinten Nationen verabschiedeten 
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern die 
Bundesregierung zum Beitritt auf.“
Quelle: http://neue-entspannungspolitik.berlin/koeln-fuer-ican-appell/

Kirchenvertreter fordern Beitritt Deutschlands
Aus Anlass der Jahrestage der Atombombenabwürfe auf 
Hiroshima und Nagasaki forderten der Friedensbeauf-
tragte des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(EKD), Pastor Renke Brahms, und der katholische Bischof 
Bischof Heinz Josef Algermissen, Präsident von Pax Christi, 
den Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbot.
 Pastor Brahms: „Es ist höchste Zeit, einen Weg zu ge-
hen, den die Weltgemeinschaft bei biologischen und che-
mischen Waffen oder bei den Landminen auch gegangen 
ist: die Ächtung der Atomwaffen und deren Abschaffung.“ 
Bischof Algermissen: „Der Beschluss eines Atomwaffen-
Verbotsvertrages durch die Vereinten Nationen am 7. Juli 
2017 ist ein historischer Tag. 72 Jahre nach dem Abwurf 
von Atombomben auf Hiroshima und Nagasaki mit ver-
heerenden Folgen ist damit ein großer Schritt zur Ab-
schaffung dieser Massenvernichtungswaffen getan.“
Quelle: http://neue-entspannungspolitik.berlin/ein-jahr-uno-atomwaffenverbotsvertrag-
kirchenvertreter-fordern-beitritt-deutschlands/
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